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Ziele und Maßnahmen  
der Abfallwirtschaft in Bayern

Abschnitt I

Allgemeines

1.	 Zweck des Abfallwirtschaftsplans

Die Abfallwirtschaft ist gemäß den abfallwirt-
schaftlichen Vorschriften, insbesondere der 
Zielhierarchie des Art. 1 des Bayerischen Ab-
fallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG), und nach 
dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung 
mit Hilfe des Abfallwirtschaftsplans so zu ge-
stalten, dass

–	 Abfälle möglichst vermieden werden und 
die Kreislaufwirtschaft zur Schonung na-
türlicher Ressourcen und des Klimas geför-
dert wird,

–	 das Wohl der Allgemeinheit und insbe-
sondere die menschliche Gesundheit nicht 
beeinträchtigt werden und die unvermeid-
baren Beeinträchtigungen der Umwelt, 
insbesondere auch des Bodens und des 
Grundwassers, nach dem Stand der Tech-
nik begrenzt werden und

–	 die umweltverträgliche Beseitigung von 
Abfällen gewährleistet ist.

2.	 Planungszeitraum

Die Fortschreibung des Abfallwirtschaftsplans 
(Fachplan für Siedlungs- und Gewerbeabfälle) 
umfasst den Planungszeitraum von 2013 bis 
2023.

Anlage

Abfallwirtschaftsplan Bayern

Ziele und Maßnahmen  
der Abfallwirtschaft in Bayern
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Abschnitt II

Übergeordnete Ziele und Maßnahmen

1.	 Abfallvermeidung, Wiederverwendung, stoffli-
che und energetische Abfallverwertung

1.1	 Abfälle sind in erster Linie zu vermeiden, auch 
durch Maßnahmen der Wieder- oder Weiter-
verwendung. 

1.2	 Nicht vermeidbare Abfälle sind stofflich oder 
energetisch zu verwerten, wobei die umwelt-
verträglichere Verwertungsart grundsätzlich 
Vorrang hat. 

Der Vorrang der Verwertung von Abfällen ent-
fällt, wenn deren Beseitigung den Schutz von 
Mensch und Umwelt nach Maßgabe von § 6 
Abs. 2 Sätzen 2 und 3 des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes (KrWG) am besten gewährleistet.

1.3	 Um die Ziele der Abfallvermeidung und -ver-
wertung zu erreichen, wirkt der Freistaat Bay-
ern im Rahmen seiner Zuständigkeiten insbe-
sondere darauf hin, dass

–	 abfall- und schadstoffarme Anlagentechni-
ken und Produktionsverfahren entwickelt 
und eingesetzt werden,

–	 Stoff- und Produktkreisläufe geschlossen 
werden,

–	 die Produktverantwortung durchgesetzt 
wird,

–	 Güter und Erzeugnisse möglichst so ge-
staltet werden, dass bei der Herstellung, 
der Verteilung, dem Gebrauch und der 
Entsorgung möglichst wenig Abfälle ent-
stehen,

–	 die Wiederverwendung und Weiterver-
wendung gesteigert werden,

–	 bei den Konsumenten ein abfallarmes Ver-
halten erreicht wird.

1.4	 Abfallerzeuger und -besitzer sind zur Abfall-
vermeidung und -verwertung verpflichtet. 
Hersteller von Produkten sollen gemäß der 
Produktverantwortung für eine anlagenin-
terne Kreislaufführung der Stoffe sorgen. Bei 
Entwicklung, Produktion und Vertrieb der Pro-
dukte sollen abfallarme Verfahren bevorzugt 
und die Möglichkeiten der Verwertung von 
Abfällen genutzt werden. 

1.5	 Abfälle sollen möglichst effektiv und umwelt-
schonend verwertet werden. Hierzu sollen die 
verwertbaren Abfälle möglichst getrennt und 
nahe am Anfallort erfasst werden. Die ent-
sorgungspflichtigen Körperschaften haben zu 
diesem Zweck geeignete Systeme zur getrenn-

ten Erfassung von Abfällen zur Verwertung so-
wie von schadstoffbelasteten Materialien und 
Abfällen zur Beseitigung zu betreiben. Die 
Ausgestaltung der Erfassungssysteme soll an 
technische Entwicklungen angepasst werden.

2.	 Abfallbehandlung, Abfallbeseitigung 

2.1	 Nicht unmittelbar verwertbare Abfälle sind, 
soweit erforderlich, so zu behandeln, dass sie 
umweltverträglich verwertet oder abgelagert 
werden können. Die Behandlung soll 

–	 die vorhandenen Schadstoffe weitgehend 
zerstören, oder, soweit dies nicht möglich 
ist, die Schadstoffe in möglichst kleinen 
Teilfraktionen konzentrieren und dadurch 
deren getrennte Entsorgung ermöglichen, 

–	 das Volumen und das Gewicht der Abfälle 
deutlich verringern, 

–	 die abzulagernden Stoffe weitestgehend 
mineralisieren und zugleich stabilisieren,

–	 das Energiepotenzial des Restabfalls zur 
Erzeugung von Strom, Fernwärme und 
Prozessdampf nutzen,

–	 die im Restabfall enthaltenen Wertstoffe 
wie Eisen und Nichteisenmetalle erschlie-
ßen.

2.2	 Bei der thermischen Abfallbehandlung ist auf 
eine Optimierung der Energieerzeugung und 
-nutzung sowie auf eine weitgehende Ver-
wertung der Asche und sonstigen Rückstände 
hinzuwirken. Metalle sind nach dem Stand der 
Technik zu recyceln. Zugleich ist eine weitere 
Verringerung der Rückstände aus der Abgas-
reinigung bei gleichzeitiger Konzentrierung 
der ausgeschleusten Schadstoffe anzustreben.

2.3	 Nicht verwertbare und nicht weiter zu behan-
delnde Abfälle sind umweltverträglich abzula-
gern. 

3.	 Schadstoffminimierung

3.1	 Ziel muss sein, dass möglichst schadstofffreie 
Güter und Erzeugnisse hergestellt und ver-
wendet werden. Die entstehenden Abfälle sol-
len möglichst wenig mit Schadstoffen belastet 
sein.

3.2	 Schadstoffe sollen auf allen Stufen der abfall-
wirtschaftlichen Zielhierarchie möglichst ver-
mieden, zumindest aber verringert werden. 
Insbesondere sollen vorhandene hoch schad-
stoffhaltige Abfälle aus der Kreislaufwirtschaft 
ausgeschleust werden. 

3.3	 Mit Schadstoffen belastete Abfälle dürfen 
nicht mit anderen Abfällen vermischt bzw. ver-
dünnt werden, wenn dies die umweltverträgli-
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che Verwertung oder Behandlung der Abfälle 
einschränkt.

Mit Schadstoffen hoch belastete Abfälle sollen 
nicht mit anderen Abfällen vermischt werden.

4.	 Entsorgungssicherheit, Entsorgungsautarkie

4.1	 Ziel ist, die gemeinwohlverträgliche Beseiti-
gung der nicht verwertbaren Abfälle sowie 
die Verwertung der gemischten Abfälle aus 
privaten Haushalten einschließlich solcher, die 
dabei auch aus anderen Herkunftsbereichen 
eingesammelt worden sind, auch für die Zu-
kunft sicherzustellen (Entsorgungssicherheit). 
Durch ein integriertes und angemessenes Netz 
von Entsorgungsanlagen ist nach dem Nähe-
prinzip zu gewährleisten, dass die umwelt- 
und gesundheitsverträgliche Beseitigung der 
in Bayern anfallenden Abfälle sowie die Ver-
wertung der gemischten Abfälle aus privaten 
Haushalten innerhalb Bayerns sichergestellt 
ist (Entsorgungsautarkie).

4.2	 Die entsorgungspflichtigen Körperschaften ha-
ben in Fortführung ihrer Entsorgungspflichten 
die Abfallentsorgung im Planungszeitraum so 
zu gestalten, dass die Entsorgungssicherheit 
nach Maßgabe der abfallwirtschaftlichen Ziele 
gewährleistet wird. Das gilt auch, wenn An-
lagen an veränderte Abfallaufkommen ange-
passt oder stillgelegt werden.

4.3	 Die entsorgungspflichtigen Körperschaften ha-
ben die in ihrem Entsorgungsgebiet anfallen-
den Abfälle umweltverträglich und möglichst 
wirtschaftlich zu entsorgen. Sie können im 
Weg der kommunalen Zusammenarbeit nach 
Maßgabe des Art. 8 BayAbfG zusammenarbei-
ten. Dies gilt sinngemäß, wenn sich die entsor-
gungspflichtigen Körperschaften zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen Dritter bedienen.

4.4	 Die entsorgungspflichtigen Körperschaften 
dürfen Abfälle zur Beseitigung sowie gemisch-
te Abfälle zur Verwertung aus privaten Haus-
halten einschließlich solcher, die dabei auch 
aus anderen Herkunftsbereichen eingesam-
melt worden sind, nur dann in andere Länder 
verbringen, wenn die Verbringung

–	 im Abfallwirtschaftsplan vorgesehen ist 
(Anhang 4 Nr. 1) oder

–	 im Weg der nachbarschaftlichen kommu-
nalen Zusammenarbeit auf der Grundlage 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung 
erfolgt und nach den Feststellungen der 
zuständigen Behörde abfallwirtschaftli-
chen Belangen nicht widerspricht. 

4.5	 Die entsorgungspflichtigen Körperschaften 
dürfen Abfälle zur Beseitigung sowie gemisch-
te Abfälle zur Verwertung aus privaten Haus-
halten einschließlich solcher, die dabei auch 

aus anderen Herkunftsbereichen eingesam-
melt worden sind, nur dann in andere Staaten 
verbringen, wenn die Verbringung 

–	 im Abfallwirtschaftsplan vorgesehen ist 
(Anhang 4 Nr. 2) oder 

–	 in zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
niedergelegt ist und nach den Feststellun-
gen der zuständigen Behörde abfallwirt-
schaftlichen Belangen nicht widerspricht 
und

–	 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 14.  Juni 2006 über die Verbrin-
gung von Abfällen (ABl L 190 S.  1, ber. 
2008 ABl L 318 S. 15, 2013 ABl L 334 S. 46) 
in der jeweils geltenden Fassung erfolgt.

4.6	 Die zuständige Behörde kann aus zwingenden 
Gründen des Gemeinwohls zeitlich befristete 
Ausnahmen von den Verbringungsverboten 
zulassen. 

4.7	 Soweit in Anlagen unter Berücksichtigung der 
Entsorgungssicherheit und der Entsorgungs-
autarkie Bayerns freie Kapazitäten vorhanden 
sind, können auch Abfälle von außerhalb Bay-
erns angenommen werden.

5.	 Vorbildfunktion, Abfallberatung und Öffent-
lichkeitsarbeit

5.1	 Die öffentliche Hand hat vorbildhaft dazu bei-
zutragen, dass die abfallwirtschaftlichen Ziele 
erreicht werden. 

5.2	 Die entsorgungspflichtigen Körperschaften 
und die Trägerin der Sonderabfallentsorgung 
beraten die Abfallerzeuger und -besitzer über 
die Möglichkeiten zur Abfallvermeidung, 
-wiederverwendung, -verwertung und -besei-
tigung einschließlich der Benennung konkre-
ter Maßnahmen.

5.3	 Das Landesamt für Umwelt, die Regierungen 
und die Trägerin der Sonderabfallentsorgung 
unterstützen die Abfallberater der Kommunen 
und beraten auch eigenständig.

6.	 Produktverantwortung, Integrierte Produktpo-
litik, Innovation

6.1	 Das Verursacherprinzip und damit auch die 
Produktverantwortung sollen verstärkt An-
wendung finden, um die abfallwirtschaftlichen 
Belange in die Industrie- und Wirtschaftspo-
litik zu integrieren. Durch Rücknahme- und 
Verwertungspflichten sollen Umweltkosten 
auf den Verursacher zurückgeführt werden.

6.2	 Ziel im Sinn der Integrierten Produktpolitik ist, 
auf eine stetige Verbesserung von Produkten 
und Dienstleistungen hinsichtlich aller ihrer 
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umweltrelevanten Wirkungen unter Berück-
sichtigung ökonomischer und sozialer Wirkun-
gen entlang des gesamten Lebenszyklus hin-
zuwirken. 

6.3	 Die mit Aufgaben der Abfallwirtschaft befass-
ten staatlichen Stellen und Forschungsinstitute 
unterstützen durch Forschung und Förderung 
nach Maßgabe haushalts- und förderrecht-
licher Bestimmungen Innovationen für eine 
nachhaltige Entwicklung der Abfallwirtschaft.

7.	 Zusammenarbeit, Beteiligung der Betroffenen

7.1	 Die entsorgungspflichtigen Körperschaften 
sollen bei der Abfallentsorgung arbeitsteilig 
zusammenwirken, soweit dies abfallwirtschaft-
lich angezeigt ist.

7.2	 Bei der Ausgestaltung der öffentlich-rechtli-
chen Entsorgung sollen Elemente des Wettbe-
werbs gestärkt werden.

7.3	 Die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen Staat und gesellschaftlichen Gruppen 
soll im Interesse einer nachhaltigen Entwick-
lung weiter ausgebaut werden.

7.4	 Ziel ist, die Abfallwirtschaft unter Beteiligung 
der Betroffenen entsprechend den Prinzipien 
der Nachhaltigkeit an die künftigen nationalen 
und internationalen Entwicklungen anzupas-
sen, die für die abfallwirtschaftliche Planung 
relevant werden können. 

Abschnitt III

Fachliche Ziele und Maßnahmen  
für Siedlungs- und Gewerbeabfälle

1.	 Abfallvermeidung, Wiederverwendung, stoffli-
che und energetische Abfallverwertung

1.1	 Abfallvermeidung, Wiederverwendung

Erzeugnisse sollen so hergestellt werden, dass 
sie über den gesamten Lebensweg möglichst 
geringe Abfallbelastungen verursachen. Sol-
che Erzeugnisse sollen im Handel vermehrt 
angeboten und vom Verbraucher verstärkt ge-
nutzt werden.

Die entsorgungspflichtigen Körperschaften 
sollen die vielfältigen Aktivitäten auf dem Ge-
biet der Abfallvermeidung konsequent weiter-
verfolgen und soweit möglich noch verstärken. 
Im Rahmen der Strategie zur Abfallvermei-
dung kommt der Wieder- und Weiterverwen-
dung unter Berücksichtigung der Gedanken 
des Lebenszyklus und des Stoffkreislaufs gro-
ße Bedeutung zu.

Die Eigenkompostierung soll soweit möglich 
aufrechterhalten und weiter ausgebaut werden.

1.2	 Verwertung von Siedlungs- und Gewerbeab-
fällen nach Abfallarten

1.2.1	 Glas, Papier, Metall und Kunststoffe

Für Glas, Papier, Metall und Kunststoffe ist 
eine möglichst hochwertige stoffliche Verwer-
tung anzustreben, soweit dies ökologisch vor-
teilhaft ist. 

Erfassungssysteme (Bring- und Holsysteme) 
sind in Hinsicht auf Qualität und Quantität der 
Abfallfraktionen zu optimieren. Die Sortier-, 
Aufbereitungs- und Verwertungssysteme sind 
entsprechend dem Stand der Technik fortzu-
entwickeln.

Bei Rücknahme einzelner Abfälle zur Verwer-
tung durch die Wirtschaft im Rahmen ihrer 
Produktverantwortung sollen, soweit mög-
lich, die vorhandenen Erfassungssysteme der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger be-
rücksichtigt werden.

1.2.2	 Verpackungen

Verpackungen sind in erster Linie zu vermei-
den. Die Wiederverwendung, die stoffliche 
Verwertung sowie andere Formen der Verwer-
tung haben Vorrang gegenüber der Beseiti-
gung von Verpackungsabfällen. 

Hersteller und Vertreiber haben gemäß der 
Verpackungsverordnung die Rücknahme, Sor-
tierung und Verwertung gebrauchter Verpa-
ckungen durchzuführen.

1.2.3	 Bioabfälle

Bioabfälle, die nach § 11 Abs. 1 KrWG ab 1. Ja-
nuar 2015 getrennt zu sammeln sind, sollen 
einer umweltverträglichen und ökoeffizienten 
Verwertung zugeführt werden. Rohstoffliche 
und energetische Nutzwerte sind möglichst 
umfassend zu erschließen. Eine Bioabfallver-
wertung mit Vergärung und Kompostierung ist 
grundsätzlich einer bloßen Verbrennung über-
legen.

1.2.4	 Klärschlamm

Der vom Landtag beschlossene Ausstieg aus 
der landwirtschaftlichen, landschaftsbauli-
chen und gärtnerischen Verwertung von Klär-
schlämmen soll weiter vorangebracht und der 
ökologische Stand bei der Entsorgung von 
Klärschlämmen weiter gesteigert werden. Es 
wird daher angestrebt:

–	 Entwicklung einer Strategie zur Phosphor-
rückgewinnung, 

–	 verstärkte Nutzung der verfügbaren Ka-
pazitäten bei Monoverbrennungsanlagen 
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und die Schaffung weiterer Kapazitäten, 
soweit erforderlich,

–	 Unterstützung der Weiterentwicklung von 
Verfahren zur Rückgewinnung von Nähr-
stoffen, vor allem Phosphor, und zur ther-
mischen Behandlung durch gezielte For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben.

1.2.5	 Altholz

Ziel ist, die stoffliche oder energetische Ver-
wertung von Holzabfällen zu verstärken. Alt-
holz, das nicht stofflich verwertet wird, ist in 
einer thermischen Behandlungsanlage ener-
getisch zu nutzen; eine Deponierung ist nicht 
mehr zulässig. 

1.2.6	 Bauabfälle

Ziel ist, die Entsorgung der Bauabfälle vor-
nehmlich privat- und marktwirtschaftlich zu 
organisieren und umzusetzen. Die Einhal-
tung der Verwertungsquote von 70 Gewichts-
prozent für Bauabfälle (§ 14 Abs. 3 KrWG) ist 
schon vor dem 1. Januar 2020 anzustreben.

Bauabfälle sollen bereits an der Anfallstelle im 
Sinn eines gezielten Rückbaus getrennt erfasst 
werden und soweit möglich verwertet werden. 

Die Akzeptanz für Recycling-Baustoffe aus 
aufbereitetem Bauschutt soll gefördert wer-
den. Die Beteiligten sollen verstärkt über die 
Bauabfallentsorgung, die Eignung von Recyc-
ling-Baustoffen und ihre Einsatzmöglichkeiten 
informiert werden. Auf Grund ihrer Vorbild-
funktion soll die öffentliche Hand bei Baumaß-
nahmen Baustoffe einsetzen, die aus Bauabfäl-
len hergestellt worden sind, sofern sie für den 
jeweiligen Einsatzzweck geeignet sind.

Für die Verwertung von Recycling-Baustoffen 
in technischen Bauwerken und die Verfüllung 
von Gruben, Brüchen und Tagebauen beste-
hen besondere Regelungen.

1.2.7	 Elektro- und Elektronikaltgeräte

Ziel ist es, Abfälle aus Elektro- und Elektroni-
kaltgeräten zu vermeiden und insbesondere 
stofflich zu verwerten sowie den Eintrag von 
Schadstoffen aus Altgeräten in Abfälle zu ver-
ringern.

Elektro- und Elektronikaltgeräte sind einer 
getrennten Erfassung zuzuführen, die durch 
öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger, Ver-
treiber und Hersteller durchzuführen ist. Die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger und 
die Hersteller haben die Altgeräte entspre-
chend dem Elektro- und Elektronikgerätege-
setz zurückzunehmen, wobei grundsätzlich die 
Hersteller zur ordnungsgemäßen Entsorgung 
verpflichtet sind. Bei Anlieferung von Altgerä-

ten aus privaten Haushalten darf kein Entgelt 
erhoben werden.

1.2.8	 Altbatterien

Ziel ist es, den Eintrag von Schadstoffen aus 
Batterien in Abfälle zu verringern.

Altbatterien sind einer getrennten Erfassung 
zuzuführen, die ausschließlich durch die nach 
dem Batteriegesetz vorgesehenen Stellen, ins-
besondere durch Vertreiber oder öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger, durchzuführen 
ist. Für die Rückgabe darf kein Entgelt erho-
ben werden. Die Hersteller haben die zurück-
gegebenen Altbatterien entsprechend dem 
Batteriegesetz unentgeltlich zurückzunehmen 
und zu entsorgen.

1.2.9	 Altfahrzeuge

Ziel ist es, Abfälle aus Altfahrzeugen zu ver-
meiden und insbesondere stofflich zu verwer-
ten sowie den Eintrag von Schadstoffen aus 
Altfahrzeugen in Abfälle zu verringern.

Altfahrzeuge dürfen nur einer anerkannten 
Annahme- bzw. Rücknahmestelle oder einem 
anerkannten Demontagebetrieb überlassen 
werden. Die Hersteller von Fahrzeugen sind 
verpflichtet, alle Altfahrzeuge ihrer Marke 
unentgeltlich zurückzunehmen. Die Altfahr-
zeuge sind gemäß Altfahrzeug-Verordnung zu 
entsorgen.

1.2.10	 Sperrmüll

Sperrmüll soll möglichst als Wertstoffquelle ge-
nutzt werden. Hierzu ist ein weiterer Ausbau 
der verwertungsorientierten, flächendecken-
den und schonenden Erfassung anzustreben. 
Die Erfassung von Sperrmüll soll so erfolgen, 
dass Möglichkeiten zur Wiederverwendung 
genutzt werden können.

1.2.11	 Problemabfälle

Problemabfälle sollen getrennt vom sonstigen 
Restmüll in stationären Sammelstellen und 
bzw. oder durch mobile Sammlungen mit an-
gemessenem Annahmeturnus und in einer 
ausreichenden Annahmedichte erfasst wer-
den. Annahme und Vorsortierung der Prob-
lemabfälle haben ordnungsgemäß und durch 
fachkundiges und zuverlässiges Personal zu 
erfolgen.

1.2.12	 Abfälle aus Einrichtungen des Gesundheits-
dienstes

Abfälle wie

–	 Hausmüll und hausmüllähnliche Abfälle, 
die nicht bei der unmittelbaren gesund-
heitsdienstlichen Tätigkeit anfallen (z.B. 
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Zeitschriften, Papier-, Kunststoff- und 
Glasabfälle),

–	 hausmüllähnliche Gewerbeabfälle (z.B. 
Verpackungsmaterial und Kartonagen),

–	 Küchen- und Kantinenabfälle

sind wie Hausmüll zu entsorgen. 

Nicht gefährliche Abfälle, die bei der gesund-
heitsdienstlichen Tätigkeit anfallen ausgenom-
men Körperteile und Organabfälle, sind aus 
Gründen der Infektionsprävention innerhalb 
der Einrichtungen des Gesundheitsdienstes 
getrennt zu sammeln und zu lagern. Sie kön-
nen anschließend gemeinsam mit Hausmüll 
entsorgt werden.

Infektiöse oder ansteckungsgefährliche Ab-
fälle – zur Kategorie der gefährlichen Abfälle 
gehörend – dürfen nur dann gemeinsam mit 
Hausmüll beseitigt werden, wenn sie inner-
halb der Einrichtungen des Gesundheitsdiens-
tes ordnungsgemäß desinfiziert worden sind. 
Soweit Einrichtungen des Gesundheitsdiens-
tes nicht über eigene Desinfektionsanlagen 
verfügen, unterliegen sie der Überlassungs-
pflicht des Abschnitts IV Nr. 5.1.

Abfälle wie Körperteile und Organabfälle sind 
aus ethischen Gründen nur in Abfallverbren-
nungsanlagen, die für Abfälle aus Einrichtun-
gen des Gesundheitsdienstes zugelassen sind, 
zu beseitigen. Das Bestattungsrecht bleibt un-
berührt.

Die Bestimmungen der für die Entsorgung 
tierischer Erzeugnisse geltenden Vorschriften 
bleiben unberührt.

1.3	 Gemischte Siedlungsabfälle sollen vor einer 
thermischen Behandlung möglichst auf ab-
trennbare Wertstoffe untersucht und vorsor-
tiert werden, soweit technisch möglich und 
wirtschaftlich zumutbar.

1.4	 Die mit Aufgaben der Abfallwirtschaft be-
fassten staatlichen Stellen unterstützen ent-
sorgungspflichtige Körperschaften, Hersteller 
und Handel im Rahmen der Öffentlichkeitsar-
beit mit geeigneten Fachinformationen für ab-
fallarmes Wirtschaften.

1.5	 Bis zum Ende des Planungszeitraums wird 
eine Verringerung der zu behandelnden Rest
abfallmenge, die weder vermeidbar noch ver-
wertbar ist, angestrebt. Die Einhaltung der 
Verwertungsquote von 65 Gewichtsprozent für 
Siedlungsabfall (§ 14 Abs. 2 KrWG) ist schon 
vor dem 1. Januar 2020 anzustreben.

2.	 Abfallbehandlung, Abfallbeseitigung 

2.1	 Ziel ist es, den gesamten in Bayern anfallen-

den behandelbaren Restabfall, der weder ver-
meidbar, wiederverwendbar noch verwertbar 
ist, thermisch zu behandeln. 

2.2	 Eine gemeinwohlverträgliche, energieopti-
mierte und wirtschaftliche Betriebsweise der 
Behandlungsanlagen soll sichergestellt wer-
den, ohne die Entsorgungssicherheit und Ent-
sorgungsautarkie im Planungszeitraum zu ge-
fährden. 

2.3	 In thermischen Abfallbehandlungsanlagen 
können Abfälle energetisch verwertet werden.

2.4	 Abgasreinigungsrückstände thermischer Be-
handlungsanlagen sollen nach Menge und 
Schadstoffgehalt weitgehend minimiert wer-
den. 

Die Ziele der Luftreinhaltung bleiben unbe-
rührt.

2.5	 Eine Verbesserung der Qualität der Aschen 
und sonstigen Rückstände ist zu erreichen. 
Aschen sollen technologieoffen möglichst ei-
ner Verwertung nach dem Stand der Tech-
nik zugeführt werden. Ziel ist einerseits eine 
bautechnische Verwertung der mineralischen 
Fraktionen, andererseits die Gewinnung von 
bis zu 90  Prozent der Eisen- und Nichteisen-
metalle vorrangig über die Verfahren Siebklas-
sierung, Überkornzerkleinerung, Magnet- und 
Wirbelstromabscheidung.

2.6	 Ziel ist es, dass die entsorgungspflichtigen 
Körperschaften die erforderlichen thermischen 
Anlagen zur Behandlung der überlassungs-
pflichtigen Abfälle zur Beseitigung – auch im 
Wege der kommunalen Zusammenarbeit – ver-
fügbar halten. Die Kapazitäten müssen ausrei-
chend sein, um Anlagenausfallzeiten im Ver-
bund mit anderen Anlagen zu überbrücken. 

Die öffentlich zugänglichen thermischen Be-
handlungsanlagen mit Einzugsbereichen sind 
im Anhang 1 dargestellt. Für die zusätzliche 
Ausweisung geeigneter Flächen für thermi-
sche Behandlungsanlagen besteht im Pla-
nungszeitraum kein Bedarf. 

2.7	 Die entsorgungspflichtigen Körperschaften 
haben die erforderlichen Anlagen zur Ablage-
rung der überlassungspflichtigen Abfälle zur 
Beseitigung – auch im Wege der kommunalen 
Zusammenarbeit – verfügbar zu halten. Geeig-
nete Nachweise hierzu sind der zuständigen 
Behörde vorzulegen.

2.8	 Um eine optimale Nutzung der Deponiekapa-
zitäten zu gewährleisten, sollen die in Betrieb 
befindlichen Deponien möglichst gemeinsam 
und ortsnah genutzt werden. 

2.9	 Die erforderlichen Deponien sind so zu betrei-
ben, dass sie den abfallwirtschaftlichen Zielen 
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und den Anforderungen der Deponieverord-
nung genügen. 

2.10	 Die gemeinwohlverträgliche Ablagerung ist 
durch geeignete Betriebs-, Stilllegungs- und 
Nachsorgemaßnahmen nachhaltig sicherzu-
stellen. 

2.11	 Die Deponien der entsorgungspflichtigen Kör-
perschaften sind in Anhang 2 dargestellt.

3.	 Abfallwirtschaftskonzepte

Die entsorgungspflichtigen Körperschaften 
haben bei der Erstellung der Abfallwirtschafts-
konzepte die abfallwirtschaftlichen Ziele und 
Maßnahmen dieses Abfallwirtschaftsplans zu 
berücksichtigen. 

Abschnitt IV

Fachliche Ziele und Maßnahmen für  
gefährliche Abfälle und gesondert zu  

entsorgende Abfälle

1.	 Abfallvermeidung, Abfallverwertung

1.1	 Gefährliche Abfälle sollen vorrangig vermie-
den werden.

1.2	 Die Verwertung der gefährlichen Abfälle hat 
ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen. Sie 
hat Vorrang vor der Beseitigung, soweit dies 
technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar 
ist. 

Die Verwertungsanlagen haben den hohen 
umwelt- und sicherheitstechnischen Standards 
der Beseitigungsanlagen zu entsprechen.

Der Vorrang der Verwertung von Abfällen ent-
fällt, wenn deren Beseitigung den Schutz von 
Mensch und Umwelt nach Maßgabe von § 6 
Abs. 2 Sätze 2 und 3 KrWG am besten gewähr-
leistet.

2.	 Abfallbehandlung, Abfallbeseitigung 

2.1	 Die nicht vermeidbaren oder nicht verwertba-
ren gefährlichen Abfälle und gesondert zu ent-
sorgenden Abfälle sind in dafür zugelassenen 
Anlagen zu beseitigen. 

2.2	 Das hohe umwelt- und sicherheitstechnische 
Niveau der Anlagen zur Beseitigung der ge-
fährlichen Abfälle und der gesondert zu ent-
sorgenden Abfälle ist aufrechtzuerhalten und 
weiterzuentwickeln.

3.	 Trägerin der Sonderabfallentsorgung

Trägerin der Sonderabfallentsorgung in Bay-
ern ist die GSB Sonderabfall-Entsorgung 
Bayern GmbH (GSB). Die Trägerin der Son-

derabfallentsorgung ist für die Beseitigung 
der Sonderabfälle wie auch der gesondert zu 
entsorgenden Abfälle zuständig. Bei Sonder-
abfall handelt es sich um nicht aus privaten 
Haushalten stammenden gefährlichen Abfall 
zur Beseitigung, der von der kommunalen 
Entsorgung ausgeschlossen ist. Gesondert zu 
entsorgender Abfall stellt nicht aus privaten 
Haushalten stammender Abfall zur Beseiti-
gung dar, der auf Grund seiner Beschaffenheit 
generell in Sonderabfall-Beseitigungsanlagen 
entsorgt werden muss und deshalb von der 
Entsorgungspflicht der entsorgungspflichtigen 
Körperschaften ausgeschlossen ist.

4.	 Entsorgungssicherheit, Entsorgungsautarkie

4.1	 Die GSB hat regional flächendeckend Sammel-
stellen in angemessenem Umfang zur dezent-
ralen Erfassung von Sonderabfällen verfügbar 
zu halten. Sie kann Dienstleistungen für Son-
derabfälle, z.B. Transporte, anbieten oder ver-
mitteln.

4.2	 Die GSB hat die erforderlichen Beseitigungs-
anlagen mit Ausnahme von Untertagedepo-
nien zur Deckung des bayerischen Entsor-
gungsbedarfs verfügbar zu halten. Soweit in 
den Anlagen freie Kapazitäten zur Verfügung 
stehen, können auch Sonderabfälle oder ge-
sondert zu entsorgende Abfälle von außerhalb 
Bayerns angenommen werden. Die geordnete 
Sonderabfallentsorgung in Bayern darf da-
durch nicht beeinträchtigt werden.

4.3	 In den Anlagen, die von der GSB verfügbar zu 
halten sind, können gefährliche Abfälle auch 
verwertet werden, wenn die einschlägigen Be-
dingungen für eine Verwertung erfüllt sind.

4.4	 Die zuständige Behörde kann aus zwingenden 
Gründen des Gemeinwohls Ausnahmen von 
der Entsorgungspflicht der GSB für Sonder-
abfälle und gesondert zu entsorgende Abfälle 
zulassen.

4.5	 Die Verbringung von Sonderabfällen oder ge-
sondert zu entsorgenden Abfällen zur Beseiti-
gung in andere Länder oder in andere Staaten 
ist nur dann zulässig, wenn innerhalb Bayerns 
keine oder nicht zumutbare Entsorgungs-
möglichkeiten bestehen. Eine Verbringung 
von Sonderabfällen in Staaten außerhalb der 
OECD ist nicht zulässig.

4.6	 Die zuständige Behörde kann aus zwingenden 
Gründen des Gemeinwohls zeitlich befristete 
Ausnahmen vom Verbringungsverbot zulas-
sen.

4.7	 Die der GSB zur Sonderabfallbeseitigung zur 
Verfügung stehenden Anlagen sind im An-
hang 3 dargestellt. Ergänzt werden diese Anla-
gen durch betriebseigene Entsorgungsanlagen 
der Industrie für deren Eigenbedarf. 
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Für die zusätzliche Ausweisung geeigneter 
Flächen für Entsorgungsanlagen zur Beseiti-
gung von gefährlichen Abfällen und geson-
dert zu entsorgenden Abfällen besteht im Pla-
nungszeitraum kein Bedarf.

5.	 Überlassungspflicht

5.1	 Sonderabfälle und gesondert zu entsorgende 
Abfälle sind der GSB zu überlassen. Körper-
teile und Organabfälle (AVV-Abfallschlüssel 
18 01 02) sowie infektiöse Abfälle (AVV-Ab-
fallschlüssel 18 01 03*) aus Einrichtungen des 
Gesundheitsdienstes sind der GSB oder der 
AVA Abfallverwertung Augsburg GmbH zu 
überlassen. Die GSB und die AVA arbeiten bei 
der Entsorgung dieser Abfälle zusammen. Ab-
schnitt III Nr. 1.2.12 bleibt unberührt.

5.2	 Die Überlassungspflicht an die GSB gilt nicht 
für Abfälle,

–	 die in betriebseigenen zugelassenen Son-
derabfall-Beseitigungsanlagen entsorgt 
werden dürfen,

–	 die auf Grund ihres Schadstoffpotenzials in 
Untertagedeponien gemeinwohlverträg-
lich beseitigt werden müssen,

–	 die auf Grund einer Rechtsverordnung zu-
rückgenommen werden,

–	 die in Wahrnehmung der Produktverant-
wortung nach § 26 KrWG freiwillig zurück-
genommen werden, soweit dem freiwillig 
zurücknehmenden Hersteller oder Vertrei-
ber ein Freistellungs- oder Feststellungs-
bescheid nach § 26 Abs. 3 oder 6 KrWG 
erteilt worden ist,

–	 für die die zuständige Behörde im Einzel-
fall eine Ausnahme zulässt, weil dies aus 
Gründen des Gemeinwohls geboten ist oder 
unter Berücksichtigung der Interessen ei-
ner geordneten Sonderabfallentsorgung 
die Überlassungspflicht nicht zumutbar ist.

6.	 Stoffstromkontrolle gefährlicher Abfälle (Zent-
rale Stelle Abfallüberwachung)

6.1	 Die Überwachung der Stoffströme gefährli-
cher Abfälle ist ein wichtiges Instrument der 
Abfallwirtschaft zum Schutz von Umwelt und 
menschlicher Gesundheit und erfolgt durch 
die Zentrale Stelle Abfallüberwachung am 
Landesamt für Umwelt.

6.2	 Kernaufgabe der Zentralen Stelle Abfallüber-
wachung ist die Vorab- und Verbleibskontrolle 
gefährlicher Abfälle. Sie unterstützt die für die 
Abfallentsorgung und Durchsetzung der Über-
lassungspflichten zuständigen Kreisverwal-
tungsbehörden und trifft dabei die erforderli-
chen fachlichen Feststellungen.

6.3	 Unverzichtbare Basis für eine wirkungsvolle 
Stoffstromkontrolle und die zielführende Aus-
wahl eines Entsorgungswegs ist eine aussage-
kräftige Abfalldeklaration durch die Abfaller-
zeuger. Die Qualität der Abfalldeklaration soll 
durch geeignete Maßnahmen weiter verbes-
sert werden.

7.	 Entwicklung neuer Technologien

Die GSB soll ihre Beseitigungsanlagen für For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten, die 
der Fortentwicklung des Stands der Technik 
dienen, zur Verfügung stellen, sofern dadurch 
ihre Entsorgungsaufgabe nicht beeinträchtigt 
wird.

Abschnitt V

Gegenwärtige und zukünftige Situation  
der bayerischen Abfallwirtschaft

1.	 Stoffströme der Abfallwirtschaft

1.1	 Art, Menge und Herkunft der im Gebiet er-
zeugten Abfälle

Die Darstellung der in Bayern erzeugten Ab-
fälle erfolgt über die Erfassungsmengen der 
einzelnen Abfälle für das Jahr 2011. Es handelt 
sich hier hauptsächlich um Abfälle aus priva-
ten Haushalten, die von öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgern erfasst werden.

Tabelle 1:

Stoffströme der bayerischen Abfälle (2011)

Herkunft Art Menge [t]

Restabfall  
Hausmüll

nicht  
gefährlich

1 836 266

Restabfall  
Gewerbe

nicht  
gefährlich

253 467

Papier, Pappe, Karton
nicht  
gefährlich

1 033 263

Glas
nicht  
gefährlich

304 035

Metalle
nicht  
gefährlich

136 017

Leichtverpackungen
nicht  
gefährlich

245 718

Kunststoffe
nicht  
gefährlich

11 914

Altholz
nicht  
gefährlich

264 691

Grüngut
nicht  
gefährlich

1 135 652

Bioabfall
nicht  
gefährlich

645 959
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Herkunft Art Menge [t]

Klärschlamm  
(Trockenmasse)

nicht  
gefährlich

273 250

Sperrmüll
nicht  
gefährlich

226 080

Bauschutt (kommunaler 
Bereich)

nicht  
gefährlich

3 082 598

Elektroaltgeräte (Eigen-
vermarktung)

gefährlich 43 103

Problemabfälle gefährlich 5 753

Sonderabfälle gefährlich 2 326 000

1.2	 Art, Menge und Herkunft der Abfälle, die vor-
aussichtlich aus dem oder in das deutsche Ho-
heitsgebiet verbracht werden (notifizierungs-
pflichtige Abfälle)

Die aus Bayern ins Ausland und aus dem Aus- 
land nach Bayern verbrachten Abfälle werden 
jährlich basierend auf Daten von Notifizie- 
rungsverfahren der Regierungen zusammen-
gefasst und dem Umweltbundesamt übermit-
telt. Sofern in Bayern Kapazitäten zur Verfü-
gung stehen, können Abfälle aus dem Ausland 
in bayerischen Anlagen entsorgt werden.

Tabelle 2:

Stoffströme der Im- und Exporte von Abfällen in Bay-
ern (2011)

Herkunft Art Menge [t]

Inland nicht gefährlich   74 387

Inland gefährlich   19 937

Ausland nicht gefährlich 187 851

Ausland gefährlich 204 486

1.3	 Abschätzung der zukünftigen Entwicklung der 
Abfallströme

Die Entwicklung der Abfallströme ist von vielen 
Faktoren wie Produktgestaltung, Konsumver-
halten, Infrastruktur, Bevölkerungs- und Wirt-
schaftswachstum abhängig. Allerdings hat sich 
die Abfallmenge in der Vergangenheit schon 
deutlich von der wirtschaftlichen und bevölke-
rungsmäßigen Entwicklung abgekoppelt. Die 
Gesamtmenge des Abfalls pro Kopf stagniert 
oder geht leicht zurück, während die Wertstoff-
mengen zunehmen. Programme zur Abfallver-
meidung sowie Systeme zur Getrenntsamm-
lung von Wertstofffraktionen können zusätzlich 
zu einer Änderung der Mengen und der Zu-
sammensetzung der Abfallströme führen. Gra-
vierende Änderungen sind diesbezüglich aber 
mit Ausnahme der Erhöhung der Mengen an 
Wertstoffen zukünftig nicht zu erwarten.

Die Mengen ins Ausland und aus dem Ausland 
nach Bayern verbrachter Abfälle sind wesent-

lich auch von der wirtschaftlichen Infrastruktur 
angrenzender Regionen abhängig. Hier sind 
zukünftige Änderungen zurzeit nicht abzuse-
hen. Es wird davon ausgegangen, dass sich 
diese Abfallströme auch in der Zukunft nicht 
wesentlich ändern. 

2.	 Abfallsammelsysteme, Verwertungs- und Be-
seitigungsanlagen

Sammelsysteme nach Produktverantwor-
tungsnormen (Kreislaufwirtschaftsgesetz und 
Verordnungen zur Produktverantwortung, 
Elektro- und Elektronikgerätegesetz sowie 
Batteriegesetz) bestehen für Verpackungen, 
Altbatterien, Elektroaltgeräte, Altöl und Alt-
fahrzeuge. Weitere Sammelsysteme sind zur 
Sammlung von Bioabfällen einschließlich 
Grüngut, Altpapier, Textilien und Kunststoffen 
eingerichtet. Von 50 Sammelsystemen bayeri-
scher Firmen werden Abfälle im Bereich der 
freiwilligen Rücknahme entsorgt.

Die Verwertung und Beseitigung von Abfällen 
in Bayern erfolgt derzeit durch 67 Sortieranla-
gen – 35 Anlagen für Papier und Verpackungs-
sortierung, 32 Anlagen für Abfallgemische aus 
Haushalts- Gewerbe- und Baustellenabfällen 
–, 323 Kompostier- und Vergärungsanlagen 
für organischen Abfall einschließlich Grüngut 
und Bioabfall – 298 Kompostierungsanlagen, 
21 Vergärungsanlagen –, 15 thermische Be-
handlungsanlagen, 1 mechanisch-biologische 
Abfallbehandlungsanlage, 226 Deponien – 41 
Deponien der Deponieklassen I und II, 185 De-
ponien der Deponieklasse 0 –.

Gefährliche Abfälle werden in 520 Verwer-
tungsbetrieben behandelt. Altöl wird gemäß 
der Altölverordnung zurückgenommen. Für 
Sonderabfälle und gesondert zu entsorgende 
Abfälle gilt eine Überlassungspflicht an die 
GSB.

Eine detaillierte Darstellung der Abfallströme 
erfolgt alljährlich durch die Abfallbilanz und 
die Sonderabfallstatistik. Eine Übersicht über 
die Verteilung von Entsorgungsanlagen ist in 
Anhang  1 für Thermische Behandlungsan-
lagen, in Anhang  2 für Deponien der entsor-
gungspflichtigen Körperschaften sowie in An-
hang 3 für die der Sonderabfallbeseitigung zur 
Verfügung stehenden Anlagen enthalten.

3.	 Zukünftige Anforderungen an Sammlung, 
Verwertung und Beseitigung von Abfällen aus 
privaten Haushalten

Eine Erweiterung bestehender Sammelsys-
teme ist für die Sammlung von Metallen und 
Kunststoffen aus privaten Haushalten sinnvoll, 
z.B. Miterfassung stoffgleicher Nichtverpa-
ckungen durch die Sammelsysteme für Verpa-
ckungen oder im Rahmen bestehender Erfas-
sungssysteme (Wertstoffhöfe).
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Nach § 11 Abs. 1 und § 14 Abs. 1 KrWG besteht 
die Pflicht zur Getrenntsammlung für Bioabfäl-
le, Papier-, Metall-, Kunststoff- und Glasabfälle 
ab dem 1. Januar 2015.

Die Kapazität der bayerischen thermischen Be-
handlungsanlagen für Siedlungsabfall ist aus-
reichend. Auch auf längere Sicht besteht kein 
Bedarf für die Errichtung neuer Anlagen zur 
thermischen Behandlung oder energetischen 
Verwertung von gemischtem Siedlungsabfall.

4.	 Zukünftig erforderliche Verwertungs- und Be-
seitigungsanlagen

Die Kapazität der Beseitigungs- und Verwer-
tungsanlagen muss den Bedarf von rund drei 
Millionen Tonnen gemischtem Siedlungsabfall 
langfristig abdecken. Für die Verwertung zu-
sätzlicher Wertstoffe aus dem Hausmüll kön-
nen weitere Verwertungsanlagen erforderlich 
werden. Eine Standortbestimmung richtet 
sich nach Bedarf und Flächenverfügbarkeit. 
Es müssen die geltenden Bestimmungen zum 
Immissions-, Boden- und Gewässerschutz ein-
gehalten werden. Im Deponiebereich ist dafür 
Sorge zu tragen, dass auch langfristig ausrei-
chend Kapazitäten verfügbar sind. Die Pla-
nung neuer Standorte richtet sich nach den 
Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes und der Deponieverordnung.

5.	 Abfallbewirtschaftungsstrategien

Eine kontinuierliche Optimierung der Abfall-
bewirtschaftung soll unbeschadet des Ziels der 
Abfallvermeidung grundsätzlich neben einer 
hochwertigen Verwertung auch zu einer Re-
duzierung der Emissionen treibhausgasrele-
vanter Stoffe aus der Abfallwirtschaft führen. 
Besonderes Augenmerk ist auf den Ressour-
censchutz zu legen. Die Vermeidung von Ab-
fall hat Vorrang vor der Vorbereitung zur Wie-
derverwendung und dem Recycling sowie der 
sonstigen Verwertung und der Beseitigung. 
Die Weiterentwicklung der Abfallbewirtschaf-
tung muss auf die Erfüllung der Getrennt-
sammlungs- und Verwertungsanforderungen 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der Ab-
fallrahmenrichtlinie besonders für Papier, Me-
tall, Kunststoff und Glas ausgerichtet sein.

Für eine erweiterte Verwertung von Wertstof-
fen aus gemischtem Siedlungsabfall soll eine 
Optimierung der qualitativen und quantitati-
ven Abfallbehandlung in Sortier- und Verwer-
tungsanlagen angestrebt werden. 

Probleme bei der Bewirtschaftung von Abfäl-
len bestehen weder im Hinblick auf gefährli-
che noch auf nicht gefährliche Abfälle.
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Anhang 1
(zu Abschnitt III Nr. 2.6, Abschnitt V Nr. 2)

Landesgrenze

Grenze Landkreise und
kreisfreie Städte

Landkreisgrenzen innerhalb
eines Zweckverbandes

Stand:  31.12.2012
Herausgeber: Bayerisches Landesamt für Umwelt

Staatsgrenze

0 50km

SCHWEIZ

SachsenThüringenHessen

Baden-
Württemberg

TSCHECHISCHE
REPUBLIK

ÖSTERREICH

*
**

Hof

Cham
Ansbach

Roth

Ostallgäu

Regen

Traunstein

Oberallgäu

Eichstätt

Erding

Bamberg

Kelheim

Rottal-Inn

Schwandorf

Augsburg

Donau-Ries

Unterallgäu

Freising

Haßberge
Main-Spessart

Miesbach

Bad Kissingen

Tirschenreuth

Kronach

Günzburg

Neumarkt i. d. OPf.

Straubing-Bogen

Dachau

Kitzingen

Deggendorf

Amberg-Sulzbach

Altötting

Rhön-Grabfeld

Miltenberg

Kulmbach

Forchheim

Freyung-Grafenau

Ebersberg

Starnberg

Lichtenfels

Weilheim-Schongau

München

Neustadt a.d. Waldnaab

Neu-Ulm
Mühldorf 
a. Inn

Aschaffenburg

Dingolfing-Landau
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** zusätzlich aus Brandenburg

**
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****

**** zusätzlich aus Italien

Thermische Behandlungsanlagen für Hausmüll und hausmüllähnliche Abfälle 
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Anhang 2
(zu Abschnitt III Nr. 2.11, Abschnitt V Nr. 2)
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Anhang 3
(zu Abschnitt IV Nr. 4.7, Abschnitt V Nr. 2)
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Zugelassene Verbringungen

1.	 Folgende Verbringungen der Abfälle zur Be-
seitigung sowie von gemischten Abfällen zur 
Verwertung aus privaten Haushalten ein-
schließlich solcher, die dabei auch aus ande-
ren Herkunftsbereichen eingesammelt worden 
sind, in andere Länder sind zugelassen:

–	 Verbringung des gesamten brennbaren 
Restabfalls der Stadt Memmingen als Mit-
glied des Zweckverbands Thermische Ab-
fallverwertung Donautal in die thermische 
Abfallentsorgungsanlage Ulm einschließ-
lich der nicht behandelbaren Abfälle zur 
Deponierung auf die Deponie Litzholz in 
Baden-Württemberg.

–	 Verbringung leichtbelasteter, minerali-
scher, nicht brennbarer Abfälle des Zweck-
verbands für Abfallwirtschaft Kempten auf 
die Deponien des Landkreises Ravens-
burg; Verbringung brennbarer Abfälle 
zur vorübergehenden Lagerung auf den 
Deponien des Landkreises Ravensburg in 
Revisionszeiten des Müllheizkraftwerks 
Kempten, mit Rücknahmevereinbarung in 
gleicher Menge.

–	 Verbringung von brennbarem Restabfall 
des Zweckverbands für Abfallwirtschaft 
Kempten und des Abfallwirtschaftsbe-
triebs Neu-Ulm in die thermische Abfal-
lentsorgungsanlage Ulm für den Fall des 
Ausfallverbunds oder vorübergehender 
Aushilfe.

2.	 Folgende Verbringung der Abfälle zur Be-
seitigung sowie von gemischten Abfällen zur 
Verwertung aus privaten Haushalten ein-
schließlich solcher, die dabei auch aus ande-
ren Herkunftsbereichen eingesammelt worden 
sind, in andere Staaten ist zugelassen:

–	 Verbringung von Abfällen zur Beseitigung 
des Zweckverbands für Abfallwirtschaft 
Kempten in das Zollanschlussgebiet Ge-
meinde Mittelberg/Kleinwalsertal im Sinn 
der Verträge vom 2.  Dezember 1890 und 
3. Mai 1898 mit Österreich.

Anhang 4
(zu Abschnitt II Nrn. 4.4 und 4.5)


